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Wohnbauflachenentwicklung Flachennutzungsplanénderung far den Planbereich ,,Waldviertel
- Westlich der Greifstraf3e” im Ortsbezirk Dotzheim

- Anderungs- und Entwurfsbeschluss -

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich f‘
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich f'“
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich e
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich e
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f“
StralRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich erforderlich .
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich f‘
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich f‘
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefullt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich O
Kommission nicht erforderlich erforderlich
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich .
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich - erforderlich (e
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder L]
ihasdst(\:/ﬁll;c;rsdnetenversammlung nicht erforderlich erforderlich (v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f« nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI verdffentlicht

Bestatigung Dezernentin

Sigrid Moricke
Stadtrétin

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] > siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Das am nordwestlichen Siedlungsrand von Dotzheim liegende Simeonhaus ist eine Einrichtung
zum seniorengerechten Wohnen mit insgesamt 71 Wohneinheiten. Der Bereich ist gepragt von
stadtebaulichen Strukturen der 1970er-Jahre.

Der Eigentimer, die Wiesbadener Wohnbaugesellschaft mbH, plant die Realisierung eines
Wohngebietes mit circa 275 Wohneinheiten. Der ruhende Verkehr soll in Tiefgaragen
untergebracht werden.

Mit der Anderung des Flachennutzungsplans sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen
fur die Realisierung eines attraktiven Wohnquartiers geschaffen werden.

Es soll ein Ubersichtlich strukturiertes und vertraglich verdichtetes Wohngebiet entwickelt
werden. Vorgesehen ist eine Bebauung mit Geschosswohnungsbau mit einem erhéhten Anteil
an altengerechten Wohnungen.

Anlagen:

1 Ubersicht Uber den Planbereich ,Waldviertel - Westlich der GreifstraRe* im Ortsbezirk Dotzheim

2 Planausschnitt des wirksamen Flachennutzungsplans der Landeshauptstadt Wiesbaden im
Mafstab 1:10.000 fur den Planbereich ,Waldviertel - Westlich der GreifstraRe* im Ortsbezirk
Dotzheim

3 Planausschnitt der beabsichtigten Anderung des Flachennutzungsplans der Landeshauptstadt
Wiesbaden im Maf3stab 1:10.000 fur den Planbereich ,Waldviertel - Westlich der Greifstral3e” im
Ortsbezirk Dotzheim

4  Zeichenerklarung zu Ziffer 2 und 3

5 Entwurf der Begriindung mit Umweltbericht zu Ziffer 3

6 Niederschrift der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verfiigbar (http://riv/infogis/riv/riv3.html).
Erganzend werden die Anlagen Nr. 1 - 6 zu den Sitzungen bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1

Das Verfahren zur Anderung des Flachennutzungsplans der Landeshauptstadt Wiesbaden fiir
den Planbereich ,Waldviertel - Westlich der Greifstrale” im Ortsbezirk Dotzheim wird eingeleitet
(Anlage 2 bis 5 zur Vorlage).

Der 3,4 ha groRe Planbereich liegt am nordwestlichen Siedlungsrand des Stadtteils Dotzheim.

Er wird im Norden durch den Finkenweg, im Osten durch die Greifstral3e, im Siden durch ein
naturnahes kleines Waldchen (Sukzessionsflache) und im Westen durch die Stral3e
Langendellschlag begrenzt.

Als Ziele der Planung werden beschlossen:

- Mit der Anderung des Flachennutzungsplans sollen die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen fiir die Realisierung eines attraktiven Wohnquartiers mit circa 275 Wohneinheiten
und Tiefgaragen geschaffen werden.

- Es soll ein tbersichtlich strukturiertes und vertréaglich verdichtetes Wohngebiet entwickelt
werden. Vorgesehen ist eine Bebauung mit Geschosswohnungsbau mit einem erhdhten
Anteil an altengerechten Wohnungen.

- Unter Berlcksichtigung der vorhandenen Bewohner sollen die baulichen Strukturen
sukzessive und in mehreren Bauabschnitten durch Neubauten ersetzt werden. Deshalb ist
vorlaufend zu dem formlichen Verfahren der Durchfiihrung der Bauleitpléne ein
stadtebauliches Rahmenkonzept erstellt worden. Das Rahmenkonzept hat auf der


http://riv/infogis/riv/riv3.html
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Grundlage systematischer Entwurfsarbeit zu einem stadtebaulichen Entwurf gefihrt, der als
Zielkonzept des Bauvorhabens zu verstehen ist.

3 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- eine frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
durchgefihrt wurde (Anlage 6 zur Vorlage),

- die frihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach
§ 4 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt wurde,

- der Beschluss uber die beabsichtigte Anderung des Flachennutzungsplans nach § 2 Abs. 1
BauGB ortsiiblich bekannt gemacht wird.

4 Dem Entwurf der beabsichtigten Anderung des Flachennutzungsplans fiir den Planbereich
~Waldviertel - Westlich der Greifstral3e” im Ortsbezirk Dotzheim wird zugestimmt (Anlage 3 bis 5
zur Vorlage). Er ist zusammen mit den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen
Stellungnahmen flr die Dauer eines Monats offentlich auszulegen.

5 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- zeitgleich zur 6ffentlichen Auslegung nach 8 3 Abs. 2 BauGB die Beteiligung der Behérden
und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgefiihrt wird.

6 Die Finanzierung der durch die Landeshauptstadt Wiesbaden zu tragenden Kosten ist im
Einzelfall im Rahmen des jeweils betroffenen Dezernatsbudgets zu decken. Die Umsetzung der
im Einzelnen geplanten Mal3nahmen erfolgt vorbehaltlich der jeweils zur Verfigung stehenden
Haushaltsmittel und unter Beachtung der finanziellen Leistungsfahigkeit der Landeshauptstadt
Wiesbaden.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Allgemein:

Mit der Benennung des Begriffes "Wohnbauflachenentwicklung” bei allen auf der Grundsatzvorlage
(SV 14-V-61-0046) basierenden Einzelvorlagen wird eine Zuordnung in den Gesamtkontext der
Wohnbauflachenentwicklung und u. a. deren betriebswirtschaftliche Auswirkungen ermagglicht.

Mit der Sitzungsvorlage wird das Verfahren zur Anderung des Flachennutzungsplans eingeleitet.
Nach Abschluss des Anderungsverfahrens sowie des parallel aufgestellten Bebauungsplans
werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Realisierung eines attraktiven
Wohnquartiers geschaffen.

Es soll ein tbersichtlich strukturiertes und vertréaglich verdichtetes Wohngebiet entwickelt werden.
Vorgesehen ist eine Bebauung mit Geschosswohnungsbau mit einem erhdhten Anteil an
altengerechten Wohnungen.

Finanzielle Auswirkungen:

Die dem Stadtplanungsamt entstehenden Planungs- und Verwaltungskosten in Hohe von circa
21.300 € werden vom Vorhabentréger tbernommen. Hierzu wurde ein stadtebaulicher Vertrag
abgeschlossen (siehe Anlage 2 zur SV 17 -V - 61 - 0014).

Wertschépfung:

Die vorliegende Planung schafft die Grundlage fiir einen Bebauungsplan und ist damit Impuls ftr
offentliche und private Investitionen im Plangebiet.

Zeitplanung:

Es ist geplant im 3. Quartal 2017 den Anderungs- und Entwurfsbeschluss herbeizufiihren. Danach
sollen die weiteren gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrensschritte durchgefiihrt werden.
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Il. Demografische Entwicklung

Die Landeshauptstadt Wiesbaden erfillt mit ca. 290 000 Einwohnern (31.12.2016) vielfaltige
oberzentrale Funktionen in der Wachstumsregion Rhein-Main. Mit der historischen Kernstadt und
der landschatftlich reizvollen Lage umgeben von Taunus und Rheingau besitzt die Stadt eine
Vielzahl stadt- und landschaftsraumlicher Qualitaten. Wiesbaden ist tiber das Straf3en- und
Schienennetz sowie den internationalen Flughafen Frankfurt Main sehr gut verkehrlich angebunden.
Mit dieser hohen Lebensqualitét ist die Stadt attraktiver Standort, u. a. fur die Wohnbevélkerung,
Arbeitskrafte und Unternehmen. Die Bevolkerungsvorausberechnung des Amtes fir Strategische
Steuerung, Stadtforschung und Statistik schétzt einen kontinuierlichen Anstieg der
Bevdlkerungszahl um 4,9% - etwa 14 000 Personen - bis zum Jahr 2035.

In Wiesbaden besteht grundséatzlich ein Bedarf an Wohnraum. In den nachsten Jahren wird dieser
aufgrund der demografischen Entwicklung weiter ansteigen.

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

Im Flachennutzungsplan wird die sich aus der beabsichtigten stadtebaulichen Entwicklung ergebende
Art der Bodennutzung in den Grundzugen dargestellt. Fur die weitere detaillierte Planung dienen die
nachgeordneten Ebenen des Bebauungsplans und/oder die Baugenehmigung.

IV. Ergénzende Erlduterungen

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1 und 2:

Der wirksame Flachennutzungsplan enthalt Flachenpotenziale unter anderem fiir die Schaffung von
neuem Wohnraum. Leitlinien der Stadtentwicklung sind insbesondere die Grundséatze der
Innenentwicklung und einer flachen- und ressourcenschonenden Bebauung. Vorrangig sollen daher
bereits versiegelte Flachenpotenziale genutzt werden

Zur Umsetzung dieses Ziels ist die Anpassung des Planungsrechts erforderlich.

Die Abweichungen der FlachengrofRe von den Angaben des Bebauungsplanes ergeben sich durch
die Einbindung des Stral3enanteils der Greifstral3e in die angrenzenden Bauflachen in den
Bebauungsplanentwurf zur Sicherung der Erschliel3ung. Im Flachennutzungsplan ist aufgrund des
Darstellungsmalfistabs von 1:10.000 die ErschlieBungsstral3e zeichnerisch nicht dargestellt.

Einzelheiten der beabsichtigten Flachennutzungsplandnderung sind dem beigefligten
Planausschnitt, der Zeichenerklarung und dem Entwurf der Begrindung (Anlage 3 bis 5 zur
Vorlage) zu entnehmen.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 3:

Am 19.04.2017 wurde die Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Biirgerversammlung
Uber die allgemeinen Zwecke und Ziele der Planung, Uber Planalternativen und die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung friihzeitig unterrichtet. Es bestand Gelegenheit zur
AuRerung und Erorterung. Die Niederschrift der Biirgerversammlung ist der Sitzungsvorlage
beigefugt (Anlage 6). In dieser Birgerversammlung wurden keine Stellungnahmen vorgebracht, die
sich auf den Inhalt der beabsichtigten Flachennutzungsplanénderung auswirken.

Mit Schreiben vom 08.03.2017 wurden die Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 BauGB friihzeitig an der beabsichtigten FlAchennutzungsplandnderung beteiligt. Es
wurden keine Stellungnahmen vorgebracht, die sich auf die Darstellung der beabsichtigten
Flachennutzungsplananderung auswirken. Zwei Stellungnahmen fihrten zu einer Aktualisierung der
Begriindung.

Mit der Bekanntmachung wird die Einleitung des Bauleitplanverfahrens gegeniiber der Offentlichkeit
bekundet. Sie ist Voraussetzung fur die Austibung des Vorkaufsrechts nach § 24 Abs. 1 Satz 3
BauGB.
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Zu Beschlussvorschlag Nr. 4:

Die 6ffentliche Auslegung hat zentrale Bedeutung fiir die gebotene Beteiligung der Offentlichkeit.
Jeder Birger kann sich tber die stadtebauliche Planungsabsicht informieren und gegebenenfalls
Stellungnahmen vorbringen.

Folgende Fachbeitrage und Stellungnahmen liegen vor und sind im INTRANET in der
raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im raumbezogenen Informationssystem (RIS)
digital verfugbar (http://riv/infogis/riv/riv3.html):

- Stadtebaulicher Entwurf von Stadt.Quartier Wiesbaden vom 19.10.2016

- Grunordnungsplan nach § 11 BNatSchG und 88 1, 1a BauGB, Buro Stadt.Quartier Wiesbaden
vom 25.10.2016 (Erlauterungsbericht, Bestand und MalRnahmen)

- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag: Avifauna, Flederméuse, Kleinsauger, Reptilien, Amphibien
und Altholzkafer (Bericht: Entwurf) der Beratungsgesellschaft NATUR Oberwallmenach vom
15.05.2017

- Baugrunderkundung und Grindungsberatung,
Abfalltechnische Untersuchungen
Stellungnahme zu Versickerung
Allgemeine technische Hinweise
zu: BVH Wiesbaden, OT Dotzheim, Flur 85, Flurstiicke 164-167, Plangebiet Waldviertel,
Langendellschlag 103, Baugrundbiro Simon Wiesbaden vom 14.09.2015

- Klimagutachten zum Bebauungsplan ,Waldviertel*, von Okoplana Mannheim vom 29.07.2016

- Verkehrsuntersuchung im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans, Erlauterungsbericht,
von Buro Lademacher Bochum vom November 2016

- Stellungnahme des Regierungsprasidiums Darmstadt zur beabsichtigten
Flachennutzungsplandnderung vom 06.04.2017

- Stellungnahme des Hessischen Landesamts fiir Naturschutz, Umwelt und Geologie vom
04.04.2017

- Stellungnahme des Umweltamtes der Landeshauptstadt Wiesbaden vom 07.04.2017

Zu Beschlussvorschlag Nr. 5:

Die gleichzeitige Durchfiihrung der Verfahrensschritte nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2
BauGB dient der Beschleunigung des Planungsverfahrens.

V. Gepriifte Alternativen

Da es sich um die Weiterentwicklung und Konkretisierung von bereits im wirksamen
Flachennutzungsplan enthaltenen Ausweisungen handelt, werden im Zuge des
Anderungsverfahrens keine weiteren Alternativen gepruft.

Wiesbaden, 3. August 2017
610220 lg/6473

Sigrid Moéricke
Stadtratin


http://riv/infogis/riv/riv3.html

	Umweltamt: Umweltprüfung

